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Einführung


Dieses Buch war in der ersten Auflage ursprünglich als eine Art »Begleitbuch« zur Veröffentlichung der dritten überarbeiteten und aktualisierten Auflage von »INSM & Co.« entstanden. Es enthält die Beiträge aus der ersten und zweiten Auflage, die aus der dritten Auflage entfernt wurden, weil die Konzeption der dritten Auflage dies als sinnvoll erschienen ließ, und weil es sich zum Teil um alte Kampagnen und Aktionen der INSM handelt, deren Kampagnenseiten inzwischen aus dem Internet entfernt wurden oder aus denen sich die INSM zurückgezogen hat.


Dennoch erscheint es sinnvoll, diese Beiträge der INSM zur Bewußtseinssteuerung zitierfähig in der Öffentlichkeit zu halten. Dazu dient diese Veröffentlichung, die darüber hinaus mit einer Vertiefung von Beispielen aus der dritten Auflage angereichert wurde, die in der dritten Auflage aufgrund deren Konzeption nicht aufgenommen werden konnten.


Inzwischen ist »INSM & Co.« bereits in der fünften Auflage erscheinen und entsprechend weiterentwickelt worden. Zugleich wurde das Buch »Die Reformfähigkeit reformieren« über den Konvent für Deutschland zwei Jahre nach dessen erster Auflage eingestellt. Auch hier gilt, daß das Thema weiterhin von Interesse sein sollte und der fortgesetzte Blick auf die Methoden und Strategien sowie die Ziele des Konvents weiterhin in Schriftform zugänglich bleiben sollten. Deshalb wurde eine überarbeitete Fassung der ersten Auflage aus dem Jahr 2014 in dieses Buch eingefügt. Entstanden ist eine Weiterentwicklung der Thematik mit Blick sowohl auf die INSM als auch auf den Konvent für Deutschland, die auf Akzente eingeht, für die die fünfte Auflage von »INSM & Co« der falsche Platz gewesen wäre.


Insgesamt liegt der Schwerpunkt dieses Buches in der Rückschau auf die INSM und den Konvent für Deutschland, wobei hinsichtlich der INSM an den geeigneten Stellen auch die aktuelle Entwicklung der Initiative dargestellt und in Bezug mit früheren Kampagnen gebracht wird. Denn auch wenn sich die Strategien und Methoden der INSM im Laufe der Jahre verändert haben, wirbt sie weiterhin für das Weltbild und die Interessen ihrer Auftraggeber, der Arbeitgeberverbände der Metall- und Elektroindustrie.


Der Konvent für Deutschland, der sich die Reform der Reformfähigkeit auf die Fahnen geschrieben hatte, löste sich im Jahr 2017 auf. Vorangegangen war der Tod der Gallionsfigur des Konvents, Roman Herzog, sowie das Ausscheiden des Mitgründers Hans-Olaf Henkel, der die Gründung der AfD durch Bernd Lucke unterstützte. Bereits im Vorfeld der Auflösung des Konvents war zu beobachten, daß die Zahl der (finanziellen) Unterstützern in den unmittelbaren Jahr zuvor rückläufig war, was darauf hindeutete, daß der Konvent nach und nach auch von den Unterstützern als verzichtbar erachtet wurde.


Sowohl die Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft als auch der Konvent für Deutschland sind deutliche Beispiele dafür, wie Eliten aus Politik und Wirtschaft unter dem Deckmantel überparteilicher Bewegungen versuchen, den öffentlichen politischen Diskurs zu beeinflussen. Das offene Enzyklopädie-Portal Wikipedia hat die Selbstbeschreibung des Konvents für Deutschland sogar direkt in ihren Lexikon-Beitrag übernommen.1 Im zweiten Teil dieses Buches wird unter anderem dargelegt werden, warum die unkritische Übernahme dieser Selbstbeschreibung problematisch ist.


Gleichwohl war die Betonung von Unabhängigkeit und Überparteilichkeit für beide Einrichtungen von zentraler Bedeutung, denn sie sollte übertünchen, daß beide Einrichtungen tatsächlich die Interessen nur bestimmter gesellschaftlicher Gruppen verfolgten. Hierbei handelten sie zwar nicht parteilich im parteipolitischen Sinne, wohl aber parteilich in der Weltsicht und beim Entwurf der Lösungen für die vermeintlichen und/oder tatsächlichen Probleme. Die Konzeptionen von Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft und Konvent für Deutschland entsprangen dem Neoliberalismus. Entsprechend setzten sich beide Einrichtungen für mehr Markt und weniger Staat ein, für weniger demokratische Kontrolle und eine Rückführung von Einfluß und Bedeutung der Parteien.


Entsprechen der Entstehungsgeschichte dieses Buches ist es in zwei Teile aufgeteilt: Der erste Teil befaßt sich mit der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft, ihrer Entstehung und wichtigen Stationen ihrer Entwicklung. Der zweite Teil befaßt sich mit dem Konvent für Deutschland von seiner Entstehung bis zu seinem Niedergang. Im Anschluß folgen vergleichende Betrachtungen der beiden Einrichtungen sowie in einem Anhang eine ausführliche Darstellung einer der Kampagnen zugunsten der »sozialen Marktwirtschaft« durch die INSM.


Viele Internetseiten, um die es in diesem Buch geht, sind nicht mehr geschaltet. Deshalb wird hierbei – soweit möglich – auf Internetarchive zurückgegriffen. Wo dies nicht möglich ist, wird das entsprechende Datum des letzten Zugriffs angegeben.





1 vgl. https://de.wikipedia.org/wiki/Konvent_f%C3%BCr_Deutschland (05.07.2023), wörtlich: »Der Konvent für Deutschland war ein überparteiliches und unabhängiges Beratergremium für die deutsche Politik, das von 2003 bis 2017 bestand.«.









Teil I: Die Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft


Mit der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft (INSM) schufen die Arbeitgeberverbände der Metall- und Elektroindustrie eine interessengebundene Ideenagentur, die sie mit rund sieben Millionen Euro für ihre Maßnahmen und Kampagnen ausstattete, ein Betrag, der mittlerweile (2023) auf der Homepage der INSM nicht mehr angegeben wird. Seit 2022 ist die Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft im Lobbyregister des Deutschen Bundestages aufgeführt.2


Die kontinuierliche Finanzierung der INSM durch die Arbeitgeberverbände der Metall- und Elektroindustrie sorgte dafür, daß diese Initiative eine Kontinuität aufweist, die keiner der anderen Initiativen, Konvente und Vereine aufwies, die in dem gleichen Zeitraum wie die Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft gegründet wurden. Unter anderem der BürgerKonvent, der Konvent für Deutschland, die Kampagne »Du bist Deutschland« sind mittlerweile nicht mehr aktiv oder wurden aufgelöst, wobei neben einer rückläufigen öffentlichen Aufmerksamkeit und Aktivität der Akteure auch die mangelnde finanzielle Basis Ursache sein dürfte. Zugleich gilt die INSM mit ihrem Aufbau und Methoden als Vorbild für andere oder vergleichbare Einrichtungen.


Zugleich stellte die INSM eine Tarn-Organisation dar, die die Arbeitgeberverbände als Absender der Botschaften für mehr Markt und weniger Staat verschleierte. Die immer wieder behauptete Transparenz, die die INSM hinsichtlich ihrer Hintergründe behauptete, bestand und besteht nach wie vor allenfalls auf der Homepage, auf der der interessierte Betrachter nachschauen mußte. Wer die Werbeanzeigen der INSM in den Medien zur Kenntnis nahm oder gar Talk-Shows betrachtete, in denen die Botschafter der INSM auftraten, wurde über den arbeitgeberabhängigen Hintergrund der INSM nicht informiert.


In den folgenden Kapiteln finden sich nun einige Beiträge, die aus verschiedenen Auflagen des Buches »INSM & Co.« stammen, und über die Zeit bei Neuauflagen aus diesem herausgenommen wurden. Diese Beiträge wurden für dieses Buch im Jahr 2023 überarbeitet und, soweit zum Verständnis notwendig, mit entsprechenden Anmerkungen versehen. Wird auf Seiten des Buches »INSM & Co.« verwiesen, so beziehen sich diese Verweise stets auf die aktuelle, also die 5. Auflage des Buches. Bei Bezügen auf das Buch »Wahlen?« werden zuweilen frühere Auflagen genannt, die dann entsprechend gekennzeichnet sind. Insgesamt ist dieses Buch so konzipiert, daß es ohne Kenntnis des Buches »INSM & Co.« verständlich, jedoch nicht in gleicher Weise ausführlich und vertiefend ist. Somit gewährt dieses Buch einen Einstieg in die Thematik, der im Buch »INSM & Co.« bei Interesse vertieft werden kann.





2 vgl. https://www.lobbyregister.bundestag.de/suche/R002337/19265 (05.07.2023).









Aufbau und Auftrag der INSM


Ausgangspunkt für die Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft war ein Auftrag der Arbeitgeberverbände der Metall- und Elektroindustrie, die nach einer Möglichkeit gesucht hat, der Bevölkerung ihre Sichtweise der Notwendigkeit von Reformen nahezubringen. Zunächst wurde die PR-Agentur berolino.pr als Tochter des Institutsverlages geschaffen. Der Institutsverlag ist wiederum eine Tochter des Instituts der deutschen Wirtschaft in Köln (IW), das hauptsächlich durch Zuwendungen der Arbeitgeberverbände finanziert wird. Gegenwärtiger Institutsleiter ist Michael Hüther, der auch Botschafter der INSM und als solcher von Anfang an dabei war.


Über die berolino.pr wurde ein Wettbewerb für Werbeagenturen ausgeschrieben, welchen die Agentur Scholz & Friends mit dem Konzept der INSM gewann. Zehn Jahre lang war Scholz & Friends dann auch »Lead-Agentur« für die INSM. Insofern ließ sich durchaus feststellen, daß die INSM in erster Linie eine Verbindung von PR- und Webeagentur war und auch immer noch ist. Die berolino.pr wurde inzwischen umbenannt in INSM Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft GmbH. Der Auftritt der INSM wird nach wie vor von einer Werbeagentur gestaltet.


Die INSM verfügt über ein Kuratorium, das allerdings in den ersten zehn Jahren nicht zusammengetreten ist. Auch die Botschafter der INSM, eine Erfindung von Scholz & Friends, trafen sich zum ersten Mal nach dem Umzug der INSM von Köln nach Berlin.


Als Kurator wurde der ehemalige Bundesbankpräsident Hans Tietmeyer gewonnen, der im Jahr 2012 vom ehemaligen Wirtschaftsminister Wolfgang Clement abgelöst wurde. Das Kuratorium der INSM hat keine leitende Funktion. Die Botschafter der Initiative sind in erster Linie Türöffner für die Inhalte der INSM zu den Medien. Sie treten in Talk-Shows auf, schreiben Gastbeiträge für Zeitungen und dies alles in der Regel, ohne daß für das Publikum der Zusammenhang mit der INSM kenntlichgemacht wird.


Neben den Botschaftern gehört zur wesentlichen Strategie der INSM die Veröffentlichung von Studien mit wissenschaftlichem Anspruch. Diese werden oft in Zusammenarbeit mit Zeitungen erstellt, wobei die intensivste Zusammenarbeit der ersten Jahre mit der WirtschaftsWoche erfolgte. Gemeinsam mit der WirtschaftsWoche wurden verschiedene Ranking-Studien und das »Merkelmeter« veröffentlicht, welches als »wissenschaftliches Leistungszeugnis« der ersten großen Koalition unter Angela Merkel bezeichnet wurde. Im Rahmen des »Merkelmeters« ließ die INSM die Politik der großen Koalition anhand ausgewählter Gesetzesvorhaben an den Maßstäben von Kriterien messen, die sich an den Interessen der INSM orientierten. Die Details der Bewertung, also das Zustande-kommen der einzelnen Bewertungen der Politik in der Form der Punktevergabe mit einer Nachkommastelle, waren für die Leser der Studien des »Merkelmeters« weitgehend nicht nachvollziehbar.3


Grundlage war ein programmatischer Entwurf der INSM mit Namen »Vision-D«. Daneben formulierte das Institut der deutschen Wirtschaft, die die das »Merkelmeter« durchführte, ordnungspolitische Auffassungen, die ebenfalls für die Bewertung der Merkelschen Politik verwendet wurden.4


Überhaupt ist das ebenfalls durch die Arbeitgeberverbände finanzierte Institut der deutschen Wirtschaft neben den Botschaftern aus der Wissenschaft und einzelnen Studienaufträgen, die anderweitig vergeben werden, der Hauptlieferant der Studien für die INSM. So wird auch der jährlich erscheinende »Bildungsmonitor« durch das IW erstellt.


Aktionen der INSM erscheinen in der letzten Zeit in den Geschäftsberichten des Arbeitgeberverbands der Metall-und Elektroindustrie. Diese halten die INSM offenbar für so effektiv hinsichtlich der Beeinflussung der öffentlichen Meinung im Sinne des Verbands, daß sie die Finanzierung der INSM bereits seit dem Jahr 2000 durchgehend sicherstellen.


Auch hier zeigt sich, daß der Arbeitgeberverband Gesamtmetall an der Fortführung der INSM festhält. War in der Anfangszeit von einem Zeitraum von fünf Jahren die Rede, der wiederum um fünf Jahre verlängert wurde, ist jetzt weder auf der Homepage noch in den Geschäftsberichten des Arbeitgeberverbandes Gesamtmetall die Rede von einer Befristung. Für die Auftraggeber hat sich die Initiative nach zwanzig Jahren bewährt und somit etabliert.


Die INSM hat die Rechtsform einer GmbH. Geschäftsführer der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft GmbH war von 2010 bis 2022 der ehemalige Präsident des Einzelhandelsverbandes Hubertus Pellengahr. An seine Stelle trat zunächst Oliver Zander, gefolgt im April 2023 von Thorsten Alsleben, der unter anderem Hauptgeschäftsführer der Mittelstands- und Wirtschaftsunion war.5


Die INSM GmbH ist die Zentrale der INSM, in der die Entscheidungen über die Kampagnen getroffen werden. Kuratorium und Botschafter haben, wie oben bereits angedeutet, in dieser Hinsicht keine Funktion, sondern sind Repräsentanten der INSM und Türöffner, wobei die Rolle dieses Kampagneninstruments seit den 2010er Jahren deutlich an Bedeutung verloren hat.


Anlaß für die Gründung der INSM war die Sorge, daß nach dem Regierungswechsel 1998 von einer liberal-konservativen hin zu einer rot-grünen Regierung die Interessen der Arbeitgeber und ihrer Unternehmen nicht mehr hinreichend von der Politik wahrgenommen und berücksichtig werden würden. Umfragen hatten gezeigt, daß sich die Mehrheit der Deutschen einen starken Sozialstaat wünschte und sich 42 Prozent einen »dritten Weg« zwischen Kapitalismus und Sozialismus wünschten.6 Es wurde die Notwendig gesehen, in der Öffentlichkeit für die Interessen und Ziele der Arbeitgeberverbände zu werben und den öffentlichen Diskurs in ihrem Sinne zu beeinflussen. Mit dem erneuten Regierungswechsel zu einer großen Koalition 2005 und einer schwarz-gelben Regierung 2009 sahen die Arbeitgeberverbände weiterhin die Notwendigkeit, für ihre Interessen und Ziele zu werben und die Regierung in ihren ersten Jahren mittels des »Merkelmeters« zu bewerten und anzuleiten, die »richtige« Politik zu machen.7 Nach dem erneuten Regierungswechsel hin zu einer »Ampel-Koalition« dürfte weiterhin nicht zu erwarten sein, daß die Arbeitgeberverbände der Metall- und Elektroindustrie die Initiative aufgeben, denn wie sich schon im Wahlkampf 2021 zeigte stand nunmehr die Sorge vor einer vermeintlich übertriebenen Klima-Politik im Vordergrund, die die Interessen der Unternehmen der Metall- und Elektroindustrie gefährden könnte.


Selbstdarstellung der INSM


Die Selbstdarstellung, die hier dem sogenannten »FAQ« der INSM entnommen ist, hat sich in den Jahren teilweise leicht verändert, während jedoch der Grundtenor gleich geblieben ist. Die hier in diesem Kapitel aufgeführten Zitate stammen aus der ersten Auflage dieses Buches aus dem Jahr 2016 und somit aus der entsprechenden Veröffentlichung auf der Homepage der Initiative. In der Selbstdarstellung hieß es zur der Zeit:


»Die INSM ist eine branchen- und parteiübergreifende Plattform und offen für alle, die sich dem Gedanken der Sozialen Marktwirtschaft verbunden fühlen. Finanziert wird ihre Arbeit durch die Arbeitgeberverbände der Metall- und Elektro-Indu-strie.«8


Der Anspruch, parteiübergreifend zu sein, begleitet die INSM seit ihrer Gründung. In der Anfangszeit bezeichnete sich die Initiative als »eine überparteiliche Reformbewegung von Bürgern, Unternehmen und Verbänden für mehr Wettbewerb und Arbeitsplätze in Deutschland«. Tatsächlich jedoch konnten Bürger/innen weder Mitglied der Initiative werden, noch sonst einen Einfluß auf die Inhalte und Aktivitäten nehmen. Dies war auch über den später gegründeten und inzwischen wieder in der Versenkung verschwundenen Förderverein nicht möglich.


Politisch-inhaltlich sieht sich die INSM der »Sozialen Marktwirtschaft« verbunden, wobei Ludwig Erhard stetig als Vater derselben gepriesen wird. In den Worten der INSM:


»Die INSM steht für ein Gesellschaftssystem in Freiheit und Verantwortung. Unser Ziel: Das über Jahrzehnte bewährte Konzept der Sozialen Marktwirtschaft von Ludwig Erhard erhalten und erneuern, um die Prinzipien unternehmerische Freiheit, Eigeninitiative und Chancengerechtigkeit weiter befördern zu können.«9


Betont wird darüber hinaus nach wie vor die Überparteilichkeit der INSM, die durch Botschafter aus den im Bundestag vertretenen Parteien mit Ausnahme der Linkspartei unterstrichen werden soll. Hier führt die INSM auf ihrer Homepage aus:


»Die INSM denkt und handelt außerdem parteiübergreifend. Ihre Unterstützer kommen aus dem gesamten demokratischen Spektrum. Das heißt: Für uns zählen nicht das Parteibuch, sondern intelligente Sachargumente und Lösungsansätze für Reformen im Rahmen der Sozialen Marktwirtschaft. Wir pflegen mit allen politischen Entscheidungsträgern und demokratischen Parteien regelmäßig das persönliche Gespräch und den fachlichen politischen Dialog. Unser Interesse ist die Verankerung der Sozialen Marktwirtschaft in der Gesellschaft.«10


»Soziale Marktwirtschaft« ist indes ein eher schwammiger Begriff. Die INSM präzisiert ihre Ziele auf der Seite über sich selbst mit Forderungen wie unter anderem die Abschaffung des Mindestlohns, eine Verlängerung der Lebensarbeitszeit und eines Verzichts auf die Einführung einer Vermögenssteuer.11 Dies deutet darauf hin, daß »Soziale Marktwirtschaft« im Sinne des Neoliberalismus verstanden wird, und in diesem Zusammenhang auch die Überparteilichkeit zu sehen ist. Nicht nur, daß es keine Vertreter der Linkspartei gibt, an deren demokratischer Ausrichtung niemand mehr ernsthaft zweifeln kann. Es kommt hinzu, daß jene aus den Parteien, die die INSM als Botschafter oder sonstige Gesprächspartner ansieht, der neoliberalen Politik nahestehen, wie der ehemalige SPD-Politiker Wolfgang Clement, der von 2012 bis zum Tod im Jahre 2020 Kurator der Initiative war.


Ziel des Neoliberalismus ist es, »eine zeitgemäße Legitimation für eine marktwirtschaftlich dominierte Gesellschaft zu entwerfen und durchzusetzen«.12 Dies Ziel formuliert die INSM in der jüngsten Fassung ihrer Selbstdarstellung mehr oder weniger offen:


»Eine moderne Soziale Marktwirtschaft dient keineswegs nur Unternehmen, sondern ist eine Gesellschaftsform, von der alle profitieren.«13


Gleichwohl entsprechen die Ziele der INSM denen des Neoliberalismus: Weniger Staat, mehr Markt und mehr Wettbewerb. Zu den Zielen der INSM gehört überdies das Ansehen von Unternehmern und Unternehmen zu verbessern und für ein wirtschaftsfreundlicheres Klima in der Gesellschaft zu sorgen.14 Dies wird jedoch nicht offen vertreten, sondern hinter dem wiederholten Anspruch der Überparteilichkeit verborgen. Zugleich behauptet die INSM eine Transparenz, die sich, wie einleitend bereits dargelegt, vor allem in einer Art »Holschuld« der Empfänger der Botschaften erschöpft, denn der auf der Homepage ausgewiesene Anspruch von Transparenz besteht vor allem dort und wird auf den Veröffentlichungen und in den Auftritten der Botschafter der INSM nicht gelebt.


»Die INSM wirbt transparent und offen gegenüber der Politik und im Dialog mit der interessierten Öffentlichkeit für die Prinzipien einer Sozialen Marktwirtschaft.«15


Tatsächliche Transparenz besteht jedoch insoweit nicht, als daß zum Beispiel bei Fernsehauftritten von Botschaftern der INSM der Zusammenhang mit der Initiative in der Regel nicht offengelegt wird. Dabei ist die Betonung der Unabhängigkeit für die INSM von großer Bedeutung, weil auf diese Weise die politischen Forderungen leichter vermittelbar sind, weil sie nicht einer Partei oder Interessengruppe zugeordnet werden können.16 Hier ist für die INSM gerade nützlich, wenn die Zuschauer nicht wissen oder merken, daß zum Beispiel die Teilnehmer einer politischen Talk-Show von der Initiative gestellt werden. Im Dezember 2003 nahmen mit Paul Kirchhof, Dieter Lenzen und Friedrich Merz gleich drei Botschafter der INSM in einer Talk-Show bei Sabine Christiansen teil, ohne daß die Beziehung der drei zur INSM für die Zuschauer kenntlich gemacht wurde.17


Dies ist das Gegenteil von Transparenz. Bis in die heutige Zeit agiert die INSM vergleichbar. Sie beansprucht, überparteilich zu sein und verweist auf die Personen aus verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen, die sie unterstützten, und die auch aus verschiedenen Parteien kommen. Daß diese Personen innerhalb der Parteien dem Neoliberalismus zumindest nahestehen, verschweigen sie. In diesem Sinne ist die Überparteilichkeit eine formale gemäß der Mitgliedschaft der agierenden Personen in verschiedenen Parteien.


Mangelnde Transparenz begleitete auch das Projekt »Wirtschaft und Schule«, das inzwischen (konsequenterweise) komplett an das IW abgegeben wurde. Dort stellte die INSM ausgearbeitetes Lehrmaterial für Lehrer zur Verwendung im Schulunterricht zur Verfügung, welches entsprechend der Botschaften der INSM gestaltet war. Der Zusammenhang mit der durch die Arbeitgeber finanzierten INSM war nicht selten intransparent für die Lehrer – und für die Schüler und deren Eltern allemal.18 Zugleich wurde auf diesem Weg versucht, Lehrer zu Multiplikatoren der Botschaften der Initiative zu machen.


Die Selbstdarstellung der INSM 2023


Im Jahr 2023 stellt sich die INSM in ihrem »FAQ«19 in den Grundzügen wie in den Versionen zuvor dar, präzisiert allerdings die eine oder andere Ausführung. Sie bezeichnet sich als »Denkfabrik für marktwirtschaftliche Themen«, die »transparent und offen bei Politik und interessierter Öffentlichkeit für die Prinzipien der sozialen Marktwirtschaft« wirbt.20 Mit dem Etikett »Denkfabrik« erhebt die INSM einen wissenschaftlichen Anspruch, denn in der Regel werden Forschungseinrichtungen als »Denkfabriken« bezeichnet, die sich in ihrer Natur unterscheiden können, je nachdem, ob sie im wissenschaftlichen Sinne unabhängig sind, ob sie unabhängig sind, gleichwohl einer politischen Richtung nahestehen oder ob sie wissenschaftliche Einrichtungen sind, die politisch gebunden sind wie zum Beispiel die Stiftungen von Parteien.


Der Politikwissenschaftler Winand Gellner schlägt statt der Verwendung des Begriffs »Denkfabrik« die Bezeichnung »Ideenagentur« vor,21 die in diesem Werk übernommen werden soll. Die »politischen Ideenagenturen« werden schließlich von Gellner in drei Typen eingeteilt, nämlich die »Universitäten ohne Studenten «, die organisatorisch unabhängigen Institute, die nicht von einer Partei oder Interessengruppe dominiert werden, sowie die »interessengebundenen Ideenagenturen«.22 In die letzte Kategorie, also die Ideenagenturen, die von einer Partei oder Interessengruppe dominiert wird, ist dementsprechend die INSM einzuordnen, denn sie wird von der Interessengruppe der Arbeitgeberverbände der Metall- und Elektroindustrie dominiert, die den Auftrag formuliert und die Finanzierung sichergestellt hat.


Auch im Geschäftsbericht des Arbeitgeberverbandes Gesamtmetall wird nicht erwähnt, mit welchem Betrag die INSM weiterhin finanziert wird. Statt dessen finden sich im Geschäftsbericht mehrere Seiten mit Ausführungen darüber, welche Erfolge die INSM erzielt haben soll. So behauptet Gesamtmetall, die INSM habe in der Rentenversicherung eine ungerechte Belastung aller Beitragszahler verhindert.23 Überdies wird im Geschäftsbericht die Strategie der INSM dargestellt, die sich besonders auf die »sozialen Medien« stützt. Dabei verweist der Arbeitgeberverband darauf, daß die INSM bei Facebook mehr Follower habe als alle im Bundestag vertretenen Parteien (außer der AfD).24


Dabei wird beklagt, daß es »Marktwirtschaftliche Vernunft und ökonomischer Weitblick« schwer hätten, denn es sei »weniger populär, sich für moderate Rentenanpassungen, niedrige Unternehmenssteuern und gegen einen gesetzlichen Mindestlohn einzusetzen, als gegen Energiekonzerne zu wettern, höhere Spitzensteuern zu fordern oder der Schuldenbremse die Schuld für politische Fehlleistungen zu geben«.25 Hiermit wurde dann auch noch einmal im Geschäftsbericht der unveränderte Auftrag des Arbeitgeberverbands Gesamtmetall an die INSM unterstrichen, im öffentlichen Diskurs die Positionen der Arbeitgeber populär zu machen.


Zugleich zeigt sich hier die veränderte Strategie, stärker auf die sogenannten »sozialen Medien« zu setzen als auf ganzseitige Anzeigen in Zeitungen oder Plakatwerbung in der Öffentlichkeit, die die Anfangszeit der INSM prägten.


Die politischen Ziele der INSM werden auch auf der Homepage im sogenannten »FAQ« dargelegt, jedoch weniger direkt als im Geschäftsberichts des Arbeitgeberverbandes Gesamtmetall. Statt »moderater Rentenanpassungen« wird gefordert, »keine Rentenpolitik auf Kosten der jungen Generation zu betreiben und stattdessen das Rentensystem demografiefest zu machen«,26 die Einhaltung der Schuldenbremse wird gefordert ebenso wie durch Umverteilung jene zu unterstützen, die sich nicht selbst helfen können, verbunden mit dem Hinweis, daß nur verteilt werden könne, was zuvor erwirtschaftet wurde.27 Der letztere Hinweis wird gerne gegen den Sozialstaat in Stellung gebracht, wobei auch von der INSM regelmäßig verschwiegen oder heruntergespielt wird, daß sich die Schere zwischen Arm und Reich immer weiter öffnet und die Verteilungsspielräume in Deutschland längst groß genug sind, um Armut entschlossener zu bekämpfen.


Statt dessen fordert die INSM zusammen mit dem Arbeitgeberverband Gesamtmetall, wie oben gezeigt, niedrigere Steuern für Unternehmen, »moderate« Anhebung der Renten und am liebsten keinen gesetzlichen Mindestlohn.


Ideologische Ausrichtung


Wie bereits angedeutet ist die Funktion der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft in erster Linie, die öffentliche Diskussion um politische Reformen im Sinne der Arbeitgeberverbände der Metall- und Elektroindustrie zu beeinflussen und für eine Verbesserung des Bildes von Unternehmen und Unternehmern in der Öffentlichkeit zu sorgen. Hierzu vertritt die INSM einen neoliberalen Ansatz, der sich für mehr Markt und weniger Staat einsetzt. Dies unterstreicht die INSM auch in ihrer jüngeren Kampagne zugunsten einer »Angebotspolitik«, die sämtliche Maßnahmen von Unternehmen und des Staates umfasse, die Menge von Gütern und Dienstleistungen zu erhöhen. Ziel sei die »Förderung der Produktion und einer effizienteren Wirtschaft« statt der Stützung der Nachfrage.28 Die INSM betont: »Der Staat organisiert dafür gute Rahmenbedingungen und hat darüber hinaus keine aktive Rolle«.29 Dies umfasse Anreize für »Investitionen in Maschinen, Anlagen und IT [...] weniger Regulierung und Bürokratie sowie niedrige Steuern und Abgaben«.30 Zu den Zielen zählen niedrigere Steuern und Abgaben, die nach der Vorstellung der INSM zu mehr Arbeitsplätzen führen würden, darüber hinaus sollte mehr und länger gearbeitet und der Freihandel ausgeweitet werden.31 Es sollen mithin die Kosten für die Unternehmen gesenkt werden, weil ein steigendes Angebot auch eine steigende Nachfrage schaffe. Hierbei solle der Staat, wie die INSM offen bekennt, nicht eingreifen.


Diese Grundlagen verfolgt die INSM bereits seit der Gründung und bindet sie in alle Kampagnen und sonstigen Aktionen ein. So warb sie zum 1. Mai 2003 (Tag der Arbeit, der vor allem durch gewerkschaftliche Aktionen geprägt ist) auf Plakaten mit dem Slogan »Jetzt geht Arbeit vor. Weniger Sozialstaat bringt mehr Jobs«.32 Hier zeigt sich, daß der Abbau sozialer Leistungen im Sinne der oben beschriebenen Angebotspolitik zu den zentralen Anliegen der INSM und ihrer Auftraggeber gehört.


In der Anfangszeit der Initiative wurde jährlich der »Reformer des Jahres« und auch der »Blockierer des Jahres« gewählt, wobei zu letzteren vorzugsweise tatsächlich oder vermeintlich linke Politiker wie Andrea Nahles oder Gewerkschafter wie der IG-Metall-Vorsitzende Peters ernannt wurden.33 Zum »Reformer des Jahres« wurde unter anderem Paul Kirchhof gewählt,34 der später im Wahlkampf-Team von Angela Merkel (CDU) für Finanzen verantwortlich war und ein neoliberales Steuerkonzept im Sinne der INSM vertrat. Merkel hob bei der Vorstellung ihres Mitgliedes im Wahlkampfteam hervor, daß er von der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft zum »Reformer des Jahres« ernannt wurde. Die »Auszeichnung« »Ministerpräsident des Jahres« war Peter Müller zugekommen, was bei seinem Eintritt in Merkels Wahlkampfteam ebenfalls von der Kanzlerkandidatin hervorgehoben wurde. Überhaupt zeigte Angela Merkel während ihres ersten Bundestagswahlkampf und auch während ihrer ersten Amtszeit eine deutliche Nähe zur INSM.35


Mit dieser programmatischen Positionierung stand die INSM inhaltlich der CDU/CSU und FDP deutlich näher als SPD und Grünen, die allerdings nach dem Regierungswechsel und internen Machtkämpfen insbesondere innerhalb der SPD zwischen sogenannten »Traditionalisten« und »Modernisierern« auch auf einen neoliberalen Kurs einschwenkten. Zwar gab es innerhalb von SPD und Grünen immer wieder Kritik an dem Kurs der »Agenda 2010« der rot-grünen Regierung Schröder, zugleich dominierten jedoch innerhalb der SPD die sogenannten »Modernisierer« und bei den Grünen die »Realos« den Diskurs und führten zu einer Politik, die auf die Zustimmung von INSM und deren Auftraggebern stieß. Dies gipfelte Jahre später darin, daß die INSM den Wirtschaftsminister der zweiten Schröder-Regierung, Wolfgang Clement, zum Kurator der INSM berief.


In den ersten Jahren jedoch sorgte sich die INSM vornehmlich um den Anspruch von Überparteilichkeit, der unter anderem mit dem System der Botschafter und Kuratoren unterstrichen werden sollte, auf die im Folgenden einzugehen ist.


Das System der Botschafter


Von Anfang an setzte die Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft auf ein System von Botschaftern, die die Inhalte der INSM in die Öffentlichkeit transportieren sollten. Dabei handelte es sich um Politiker, Unternehmer, und Wissenschaftler, die der politischen (neoliberalen, beziehungsweise angebotspolitikorientierten) Ausrichtung der INSM nahestanden.


Die unter den Botschaftern vertretenen Politiker gehörten allen im Bundestag vertretenen Parteien bis auf die Linkspartei an. Das bedeutete, daß auch zahlreiche Grüne und Sozialdemokraten als Botschafter für die INSM auftraten. Wolfgang Clement, ehemaliger SPD-Ministerpräsident in Nordrhein-Westfalen und Minister für Wirtschaft und Arbeit in der Regierung Schröder, wurde nach seinem Austritt aus der SPD Kurator der INSM. Seine Person war insbesondere deshalb für die INSM attraktiv, weil er an führender Stelle mitverantwortlich war für die Umsetzung der Agenda 2010 der Regierung Schröder, in der auch zahlreiche Maßnahmen umgesetzt wurden, die von der INSM befürwortet wurden. Zuvor war Wolfgang Clement noch in der Zeit, als er noch Mitglied der SPD war, als Botschafter für die INSM tätig.


Daß nicht nur Mitglieder von CDU/CSU und FDP Botschafter für die INSM waren, sondern auch Sozialdemokraten und Grüne als solche auftraten, war ein wichtiger Baustein für die INSM für den Anspruch, überparteilich zu sein. Dabei handelte es sich tatsächlich um ein formales Verständnis von Überparteilichkeit, also Mitglieder verschiedener Parteien als Botschafter rekrutiert zu haben, denn Botschafter der INSM waren ausschließlich solche Personen, die die (neoliberale) Grundmelodie der INSM teilten.36 Insofern ist von einem Scheinpluralismus zu sprechen, denn auch wenn die Botschafter zum Beispiel Mitglieder der SPD oder der Grünen waren, befürworteten sie die Konzeption der INSM von mehr Markt und weniger Staat. Damit unterstützen sie die INSM bei dem Bemühen, in der Öffentlichkeit die Vorstellung zu vermitteln, daß diese Vorstellungen innerhalb aller Parteien auf einen breiten politischen Konsens ruhten.


In den vergangenen Jahren ist allerdings festzustellen, daß das Instrument der Botschafter der INSM an öffentlicher Bedeutung verloren hat, gleichwohl aber die Initiative daran festhält. Die zweite Entwicklung, die sich über die letzten Jahre hinzieht, ist die Erosion der hier als Scheinpluralität beschriebenen Zusammensetzung des Botschafterkreises. Seit mehreren Jahren enthält dieser keine Mitglieder mehr, die SPD und Grünen angehören. In den verschiedenen Auflagen von INSM & Co. befindet sich am Ende jeweils eine aktuelle Übersicht über die seiner-zeitigen und ehemaligen Mitglieder der INSM. Deshalb soll jetzt im Folgenden ein kurzer Überblick über die gegenwärtigen Kuratoren und Botschafter der INSM gegeben werden:


Kurator der INSM ist der Präsident des Arbeitgeberverbandes Gesamtmetall, Dr. Stefan Wolf. Er schreibt die Tradition, die die Initiative seit Jahren kultiviert, fort, daß der Präsident des Arbeitgeberverbandes auch Kurator ist. Die Botschafter der INSM mit Stand vom 10. Juni 2023 sind:37




	Prof. Dr. h.c. Roland Berger, internationaler Unternehmensberater


	Prof. Dr. Christoph Burmann, markstones Institute of Marketing, Branding & Technology der Universität Bremen


	Dominique Döttling, Geschäftsführende Gesellschafterin Döttling & Partner Beratungsgesellschaft mbH, Mainz


	Florian Gerster, Staatsminister a.D., Unternehmensberater


	Prof. Dr. Otmar Issing, Präsident des Center für Financial Studies und ehemaliger Chefvolkswirt und Direktoriumsmitglied der Europäischen Zentralbank (EZB)


	Martin Kannegießer, Vorsitzender des Beitrages der INSM 2000 bis 2014, Ehrenpräsident des Arbeitgeberverbandes Gesamtmetall, Geschäftsführer Herbert Kannegießer GmbH


	Oswald Metzger, Publizist und Politikberater


	Dr. Arend Oetker, Unternehmer, Ehrenmitglied des BDI


	Dr. Walther Otremba, Ehemaliger Staatssekretär in verschiedenen Bundesministerien, unter anderem im Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie


	Prof. Dr. Karl-Heinz Paqué, Minister a.D., Professor am Lehrstuhl für Internationale Wirtschaft der Ottovon-Guericke-Universität Magdeburg


	Prof. Dr. Bernd Raffelhüschen, Direktor des Instituts für Volkswirtschaftslehre und Finanzwissenschaft der Albert-Ludwigs-Universität Freiburg


	Arndt F. Rautenberg, Managing Partner Rautenberg Moritz & Co. GmbH Düsseldorf/ London


	Prof. Randolf Rodenstock, Geschäftsführender Gesellschafter der Optische Werke G. Rodenstock GmbH & Co. KG


	Dr. Kristina Schröder, Bundesfamilienministerin a.D.


	Prof. Dr. h. c. mult. Nikolaus Schweickart, Ehemaliger Vorstandsvorsitzender der ALTANA AG


	
Erwin Staudt, Ehem. Vorsitzender der Geschäftsführung IBM Deutschland GmbH


	Prof. Dr. Thomas Straubhaar, Professor am Lehrstuhl für Internationale Wirtschaftsbeziehungen, Universität Hamburg


	Dr. Jürgen Stark, Ehemaliger Chefvolkswirt und Mitglied im Direktorium der Europäischen Zentralbank (EZB)





Zur Einordnung sind noch die folgenden Anmerkungen vorzunehmen: Oswald Metzger, hier als Publizist und Politikberater bezeichnet, war Mitglied der Grünen und auch als solcher Botschafter der INSM. Inzwischen ist er jedoch aus der Partei ausgetreten und im Jahr 2008 der CDU beigetreten.38


Florian Gerster war zwei Jahre Präsident der Bundesanstalt für Arbeit und Mitglied der SPD. Als Sozialdemokrat wurde er auch bereits Botschafter der INSM, trat jedoch im Jahr 2020 zur FDP über und ließ den SPIEGEL wissen, daß die SPD in der Gefahr sei, zu einer Sekte zu werden.39 Mit den Übertritten dieser beiden Politiker in CDU und FDP verfügt der Botschafterkreis der INSM tatsächlich nur noch über Politiker, beziehungsweise ehemalige Politiker aus diesen beiden Parteien.


Jüngster Zugang zum Kreis der Botschafter der INSM ist die ehemalige Bundesfamilienministerin Dr. Kristina Schröder (CDU),40 die zuvor bereits einen Beitrag für die INSM-Veröffentlichung »Das Deutschland-Prinzip« geschrieben hatte. Ansonsten ergaben sich in den vergangenen Jahren eher Abgänge aus dem Botschafterkreis, der, wie oben bereits angedeutet, im Gegensatz zur Anfangszeit der INSM erheblich an Bedeutung für die öffentliche Selbstdarstellung der Initiative verloren hat.


Daß der Botschafterkreis in den letzten Jahren besonders im Hinblick auf die Scheinpluralität nicht mehr gepflegt wird, deutet darauf hin, daß der INSM dieses Instrument und damit die vorgebliche Pluralität nicht mehr so wichtig ist, wie in den Anfangsjahren. Zwar besteht offensichtlich noch der Wunsch, hieran festzuhalten, weil es sich um ein Charakteristikum der INSM handelt, zugleich aber ist die Bedeutung dieses Instruments nicht mehr gegeben.
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Die INSM und kritische Berichterstattung


Grundsätzlich betrachtete die INSM seit je her die Medien als Kanal, um ihre Botschaften zu verbreiten. Zu diesem Zweck ging die INSM bei zahlreichen Kampagnen und Aktionen Kooperationen mit (vorzugsweise wirtschaftsnahen) Medien ein wie zum Beispiel für das sogenannte »Merkelmeter« mit der Wirtschaftswoche41 oder der Essay-Wettbewerb mit der Wochenzeitung DIE ZEIT, der weiter unten noch dargestellt wird. Die gesicherte finanzielle Ausstattung der INSM ermöglichte es ihr auch, ganzseitige Werbung in überregionalen Zeitungen zu veröffentlichen, mit der sie ihre Botschaften sichtbar unter die Leser/innen bringen konnte.


Medien berichteten jedoch auch kritisch über die Initiative und bemühten sich darum, den interessengebundenen Hintergrund der INSM offenzulegen. In verschiedenen Fällen ging die Initiative gegen kritisch berichtende Journalisten vor und wandte sich an ihre Vorgesetzen.42


Nach einem Interview durch Dieter Krauss im Juli 2005 drohte Oswald Metzger offen, daß er herausfinden werde, wie Krauss an den Auftrag zu diesem Interview gekommen sei.43 Weitere Vorfälle wurden in den entsprechenden Medien berichtet, die sich nicht von der INSM einschüchtern ließen.


Dieser rabiate Ton gegenüber kritischen Medien hat sich mit der Übernahme der Geschäftsführung der INSM durch Hubertus Pellengahr verflüchtigt. Eine der Ursachen dafür mag auch sein, daß die kritische Berichterstattung über die INSM in den Jahren zuvor abgenommen, beziehungsweise sich – soweit vorhanden – auch die sogenannten »sozialen Medien« und Weblogs verlegt hatte. Nachdem es Mitte der 2000er Jahre eine Welle der kritischen Berichterstattung gegeben hatte, wurde es ruhiger um die INSM. Die neue Führung hatte offensichtlich erkannt, daß insbesondere der Erfolg der Selbstdarstellung als überparteiliche Einrichtung in Gefahr war, wenn es immer wieder zu aggressiven Auseinandersetzungen mit kritischen Medien kam.


In der Folgezeit nahm die kritische Berichterstattung in den Medien zu den Strategien und Methoden der INSM spürbar ab und kam schließlich in den 2010er Jahren zum Erliegen. Die INSM hatte sich als Einrichtung etabliert, die allenthalben noch mit dem Etikett »arbeitgebernahe« versehen wurde.


Strategiewechsel


Dies mag auch mit einem Strategiewechsel der INSM zusammenhängen. In den letzten Jahren war eine deutliche Abnahme der ganzseitigen Anzeigen der INSM in den traditionellen Medien wahrzunehmen. Diese wurden vorzugsweise nur bei besonderen Aktionen geschaltet, bei denen die INSM es offenbar für notwendig hielt, auch die Leser traditioneller Medien zu erreichen, denn ansonsten war eine stärkere Verlagerung der Aktivitäten der INSM auf die »sozialen Medien« im Internet festzustellen.


Gleichzeitig stützte sich die INSM stärker als bisher auf Studien mit wissenschaftlichem Anspruch, die oft vom Institut der deutschen Wirtschaft erstellt, aber auch bei anderen Forschungseinrichtungen in Auftrag gegeben wurden. Dabei standen jeweils Themen im Mittelpunkt, die die INSM für relevant hielt und/oder zur Unterstützung ihrer Kampagnen für oder gegen bestimmte politische Entscheidungen einsetzen wollte.


Zugleich wurden Gesetzvorhaben offener bekämpft als in den Anfangsjahren der INSM, als der überparteiliche Anspruch dadurch unterstrichen werden sollte, daß nur große Entwürfe, aber keine Details in die Öffentlichkeit getragen werden sollten. Dies änderte sich bereits schrittweise mit der Unterstützung des Steuerkonzepts von Paul Kirchhof, der auch Mitglied im »Kompetenzteam« für Angela Merkels Wahlkampf im Jahr 2005 wurde. Inzwischen macht die INSM offen Werbung gegen Gesetzes-vorhaben der Regierung wie zum Beispiel einer Reform der Zeitarbeit und der Werkverträge, mit der der Mißbrauch dieser Vertragsformen eingedämmt werden sollte,44 oder – wie beschrieben – gegen die Rente mit 63.


Es zeigte sich indes ein »Kulturwandel« weg vom marktschreierischen Alarmismus in den Jahren nach der Gründung der INSM hin zu den moderateren Tönen mit wissenschaftlichem Anspruch der Gegenwart.


Dabei sollte allerdings der wissenschaftliche Anspruch bei der Betrachtung der Studien kritisch bewertet werden. Denn nicht nur die Forschungsfragen sind im Interesse der INSM formuliert, sondern auch die Forschungsmethoden werden den Botschaften und Zielen der Initiative verpflichtet. Unter anderem zeigte sich dies beim »Merkelmeter«, aber auch bei anderen Studien wie dem »Bildungsmonitor«. Die Auswahl und Bewertung der Indikatoren im »Bildungsmonitor« folgt den Interessen der INSM, was sich unter anderem bis heute zum Beispiel an der Bewertung der Indikatoren zu Hochschule und MINT45 ablesen läßt.


Der Anteil der Absolventen in Mathematik und Naturwissenschaften an allen Hochschulen eines Bundeslandes wird hier positiv bewertet, wie auch der Anteil der Absolventen in MINT-Wissenschaften am Personal in Forschung und Entwicklung. Positiv zu Buche schlägt einem Bundesland in dieser Ranking-Studie auch der Anteil an MINT-Wissenschaftlern am wissenschaftlichen Personal an den Hochschulen.46 Gerade das Studium der MINT-Fächer liegt jedoch im Interesse der Auftraggeber der INSM, also der Arbeitgeberverbände der Metall- und Elektroindustrie. Diese Art der Bewertung von MINT-Studenten und Personal führt zu einer indirekten Schlechterstellung von Bundesländern, die stärker auf die Förderung von Geisteswissenschaften setzen, denn diese werden zwar nicht mit Punktabzügen bestraft, wohl aber setzten sich die Länder, die die MINT-Studiengänge fördern, durch bessere Bewertungen stärker ab.


Auch das Einwerben von Drittmitteln je Professor wird durch die INSM positiv bewertet.47 Dies meint, daß Professoren ihre Zeit darauf verwenden sollen, Forschungsaufträge von Unternehmen einzuwerben. Fraglich ist jedoch, ob dies tatsächlich im Interesse einer guten Forschung und Lehre ist, wenn sich Universitäten von Geldgebern aus der Wirtschaft abhängig machen. Die INSM beantwortet diese Frage in ihrem »Bildungsmonitor« mit »ja«.


Auch im Rahmen des sogenannten »Merkelmeters« wurde die Politikbewertung der Bundesregierung nach angeblich wissenschaftlichen Methoden vorgenommen, was durch eine Vergabe von Indexpunkten mit einer Nachkommastelle unterstrichen werden sollte. Für die Einführung von Branchenmindestlöhnen mußte die Bundesregierung im »Merkelmeter« empfindliche Punktabzüge hinnehmen.48


Ob aber die Einführung von Mindestlöhnen gut oder schlecht ist, zählt letztlich zu den politischen Fragen, die sich wissenschaftlich allenthalben durch Studien und Erkenntnisse begleiten, aber nicht bestimmen lassen. Wissenschaftliche Studien können sich allenfalls mit den Auswirkungen unterschiedlicher Modelle von Mindestlöhnen befassen, ohne jedoch ein endgültiges Urteil abzugeben, ob deren Einführung nun »gute« oder »schlechte« Gesetzgebung ist. Diese Frage klärt sich ohnehin an der politischen Ausrichtung einer Regierung und an der Frage, wo die politischen Schwerpunkte gesetzt und welche Ziele mit der Gesetzgebung verfolgt werden. Dennoch erweckte die INSM mit ihrem vorgeblich wissenschaftlichen »Merkelmeter« den Eindruck, als könne zweifelsfrei über die Frage richtiger oder falscher Politik wissenschaftlich entschieden werden, indem zum Beispiel für die Einführung der Branchenmindestlöhne der Bundesregierung einen Punktabzug verabreicht wurden.


Der Mindestlohn


Dabei wurde die Sicht der INSM und ihrer Auftraggeber zugrunde gelegt, die Mindestlöhne ablehnten, weil sie darin eine marktwidrige und politisch gesteuerte Erhöhung der Löhne erblickten. Jedoch zeigten Umfragen, daß die Einführung von Mindestlöhnen in der Gesellschaft auf eine breite Zustimmung stieß. Nach der Einführung der Mindestlöhne, in deren Vorfeld die INSM dramatische Prognosen hinsichtlich Arbeitsplatzverluste in Studien veröffentlichen ließ, konnte sich die INSM dem auch nicht mehr verschließen. Statt dessen setzte sie nunmehr den Kampf dergestalt fort, als daß sie die »marktwirtschaftliche Festlegung« der Mindestlöhne propagierte und zum Beispiel im Wahlkampf 2021 gegen eine politische festgelegte Erhöhung der Mindestlöhne zu Felde zog. Statt dessen wird die Arbeit der »Mindestlohnkommission« gelobt und darauf verwiesen, daß diese größere Beschäftigungsverluste (wie sie von der INSM im Vorfeld prognostiziert wurden) vermieden habe.49


Wie im Wahlkampf versprochen und in der Koalitionsvereinbarung zugesagt hatte die »Ampel-Koalition« beschlossen, den Mindestlohn zum 1. Oktober 2022 auf 12 Euro zu erhöhen. Die INSM, die nach der oben erwähnten anfänglichen Gegnerschaft zum Mindestlohn ihren Frieden mit der Mindestlohnkommission geschlossen hatte, kritisierte nunmehr diese Erhöhung als politisch und forderte in ihrer Position zum Mindestlohn, »[v]on einem politisch gelenkten Mindestlohn ist abzusehen«.50 In ihrer Position betont die INSM, daß sich die Mindestlohnkommission bewährt habe und deshalb nicht politisch eingegriffen werden solle. Abgelehnt wird darüber hinaus die Mindestlohnrichtlinie der EU-Kommission, die den Mindestlohn künftig auf rund 60 Prozent des Medianeinkommens festsetzen soll, was als das Existenzminimum betrachtet wird.51
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